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Es ist nicht nur ein Luftschlag
Die USA versuchen seit langem, Syrien zu destabilisieren und Assad zu stürzen
Russland hat die USA amFreitag vor
einem Militärschlag in Syrien ge-
warnt. Er wäre ein grober Verstoß
gegen das Völkerrecht. Doch das hat
Washington in der Vergangenheit
nicht abgehalten.

Von Olaf Standke

»Die USA haben ihrem Sündenregis-
ter einen neuen Eintrag hinzugefügt –
der amerikanische Terror hat jetzt
auch Syrien erreicht.« Das schrieb die
irakische Nachrichtenagentur INA am
27. Oktober 2008. Erstmals war eine
US-Spezialeinheit bei einem Kom-
mandounternehmen mit vier Militär-
hubschraubern auf syrisches Territo-
rium vorgedrungen und hatte dort auf
einem Bauernhof nahe der irakischen
Grenze mehrere Menschen getötet.
Angeblich ein Schlag gegen Al-Qaida
und eine Warnung an das Assad-Re-
gime: Das Terrornetzwerk soll Kämp-
fer aus der islamischen Welt in das
Zweistromland geschmuggelt und
Damaskus zu wenig dagegen getan
haben. Gestorben sind damals nach
Aussagen der Dorfbewohner aller-
dings unschuldige Zivilisten.
US-Soldaten dringen in ein sou-

veränes Landes ein, um dort Bewoh-
ner anzugreifen und zu töten – das
sei »Cowboy-Politik«, empörte sich
Syrien. Präsident George W. Bush
hatte die Republik auf die Liste der
Schurkenstaaten gesetzt. Baschar al-
Assad wurde als »Pate« der islami-
schen Milizbewegungen Hamas und
Hisbollah politisch diffamiert und
diplomatisch geächtet. Prof. Günter
Meyer, Leiter des Zentrums für For-
schung zur Arabischen Welt an der
Universität Mainz, geht davon aus,
dass sein Sturz in Washington seit
2001 geplant worden sei.
Spätestens 2006wussteman durch

die von der Enthüllungsplattform Wi-
kileaks veröffentlichten Depeschen
der US-Botschaft in Damaskus, dass
das Regime zielgerichtet destabilisie-
ren werden soll. So wollen die USA
u.a. die ethnischen Gegensätze im
Land anfachen. Was die CIA aber
nicht daran hinderte, gleichzeitig
vermeintliche Terrorismusverdächti-
ge wie den kanadischen Staatsbürger
Maher Arar nach Syrien zu verschlep-
pen und dort im berüchtigten Ge-
fängnis Far Falestin foltern zu lassen.
Bush-Nachfolger Barack Obama

präsentierte sich als Mann des Frie-
dens. Er wollte es besser machen, ver-
heerende Fehler wie den Irak-Feldzug
nicht wiederholen, im Nahen Osten so
etwas wie ein Gleichgewicht der Kräf-
te etablieren. Doch den Hoffnungen,
die der charismatische Redner außen-
politisch durchaus weckte, konnte er
in den Niederungen der politischen
Realität und geostrategischen Interes-
sen der Weltmacht auch auf diesem
Feld nicht gerecht werden. Während
selbst die Proteststürme des »Arabi-

schen Frühlings« Assad nicht hinweg-
fegen konnten und Syrien mehr und
mehr zum Schauplatz von Stellver-
treterkriegen wurde, machte Obama
den Kampf gegen den Islamischen
Staat zur Priorität. Dafür sollten auch
»gemäßigte« syrische Rebellen aus-
gebildet und bewaffnet werden – der
Plan geriet zum Desaster. Zugleich
versandeten alle diplomatischen Ini-
tiativen, um die eskalierende Gewalt
im Land einzudämmen.
Eine »rote Linie« allerdings zog

Obama 2012 ultimativ: Sollte Assad
Chemiewaffen gegen das eigene Volk
einsetzen, würden die USA mit Luft-
schlägen gegen das syrische Militär
antworten. Pläne für den Beschuss
ausgewählter Ziele wie Einheiten, die
für Giftgasangriffe verantwortlich
seien, sowie Kommandozentren und
Start- und Landebahnen der syri-
schen Luftstreitkräfte lagen in den
Schubladen. Und schon der damalige
französische Staatschef François Hol-
lande wollte unbedingt mit in die
Schlacht ziehen; seine Kampfjets wa-
ren einsatzbereit.
Doch der US-Präsident entschied

sich im August 2013 schließlich doch
anders. Denn militärisch können die
Vereinigten Staaten gegen Assads
Truppen kaum vorgehen, ohne eine
Konfrontation mit Russland zu ris-
kieren; auch mit Blick auf eine da-
mals angedachte Flugverbotszone.
Und so fand Obama mit seinem Mos-
kauer Amtskollegen Wladimir Putin
einen Kompromiss: Das syrische Re-
gime musste seine Giftgasvorräte
aufgeben, sie wurden unter interna-
tionaler Kontrolle im Ausland ver-

nichtet. Bis zum Ende seiner Amts-
zeit vermied es der Präsident, in den
»Sumpf« Syrien, so sein Sicherheits-
berater, noch stärker hineingezogen
zu werden. Auch wenn US-Medien
berichteten, dass einige Falken in
Washington schon damals eine mili-
tärische Lösung in Syrien forderten.
Donald Trump gehörte nicht dazu.

Er hatte Obama 2013 via Twitter in
Großbuchstaben vor einer Interven-
tion in Syrien als Vergeltung für ei-
nen C-Waffen-Angriff gewarnt. »Wir

sollten uns, zum Teufel noch mal, aus
Syrien raushalten – WAS WERDEN
WIR FÜR UNSERE LEBEN UND MIL-
LIARDEN DOLLAR BEKOMMEN?
NULL«, schrieb er damals. Vier Jahre
später, nun selbst Präsident und
Oberkommandierender, befahl er den
Angriff mit 59 Tomahawk-Marsch-
flugkörpern auf eine Luftwaffenba-
sis. Bei Gefechten um die IS-Hoch-
burg Rakka wurde später ein syri-
scher Kampfjet abgeschossen. Und im
Februar kamen bei einem Angriff auf
regierungstreue Truppen im Osten
Dutzende Kämpfer ums Leben.
Da saß der syrische Machthaber

dank russischer und iranischer Un-
terstützung wieder fest im Sattel. Pu-

tins Einfluss in der Region, so das US-
Magazin »Politico«, bemesse sich an
Assads Überleben. Trumps UN-Bot-
schafterin Nikki Haley nannte dessen
Entfernung von der Macht dann auch
prioritär. Eine politische Lösung mit
ihm könne es nicht geben. Laut Ein-
schätzung des Moskauer Nahost-Ex-
perten Fjodor Lukjanow wollten die
USA unter Trump in Syrien eine ent-
scheidende Rolle spielen; unklar sei
jedoch, wie man konkret vorgeht. Die
»New York Times« sah schon im Vor-
jahr keinen Hinweis, dass »Trump die
Implikationen der Anwendung mili-
tärischer Gewalt durchdacht hat«.
Das langfristige Ziel der westli-

chen Mächte hat Prof. Meyer bereits
in der Obama-Ära benannt: Ihnen ge-
he es darum, die »Achse Iran-Syrien-
Hisbollah auszuschalten« und so Is-
rael zu schützen. Dafür wollten die
Vereinigten Staaten den syrischen
Staat zerschlagen, so seine aktuelle
Analyse. Nachdem die Kurden im
Nordosten mit Washingtoner Hilfe
bereit de facto einen eigenen Staat er-
richtet hätten, solle nun der gesamte
Landesosten abgespalten werden. So
werden etwa Anti-Assad-Milizen wie
die Jaysh Maghawir al-Thawra im sy-
rischen Al-Tanf im Dreiländereck mit
Jordanien und Irak ausgebildet, wo
die USA seit 2016 eine Basis unter-
halten und auch schwere Waffen sta-
tioniert sind. Erst kürzlich wurden
weitere US-Soldaten dorthin verlegt.
Der Vorsitzende des Weltkongresses
für Studien zum Vorderen Orient
nennt die absehbaren Friedenspers-
pektiven deshalb auch jenseits neuer
Luftangriffe »tiefschwarz«.

Blick auf Tabqa: Hier, südwestlich von Rakka, unterhalten die USA einen von mehreren Stützpunkten. Foto: AFP/Delil Souleiman

»Ohne Syrien gibt es
keinen Frieden im
Nahen Osten.«
Ex-US-Außenminister
Henry Kissinger
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UNICEF: Boko Haram hat
in Nigeria seit 2013 über
tausend Kinder entführt
Lagos. Im Nordosten Nigerias hat
die Islamistengruppe Boko Haram
nach Angaben des UNO-Kinder-
hilfswerks UNICEF seit 2013 mehr
als tausend Kinder entführt. Da-
runter seien auch die 276 Mäd-
chen, die am 14. April 2014 aus ei-
ner Schule in der Stadt Chibok ver-
schlepptwurden, teilte UNICEF am
Freitag zum vierten Jahrestag der
Massenentführung mit. Diese hat-
te 2014 weltweit für Entsetzen ge-
sorgt. Seitdem konnten viele der
Mädchen fliehen oder wurden ge-
gen Lösegeld und im Austausch
gegen inhaftierte Boko-Haram-
Mitglieder freigelassen. AFP/nd

Anschlag in Nordirak
auf Trauerprozession
Samarra. Bei einem Bombenan-
schlag auf eineTrauerprozession in
Nordirak sind mindestens 16 Men-
schen getötet worden. Als der
Trauerzug im Dorf Asdira nahe der
Stadt Scharkat am Friedhof ange-
kommen sei, seien zwei Bomben
explodiert, sagte der Bürgermeis-
ter von Asdira, Salaheddin Schaa-
lan. Bei der Trauerfeier sollten fünf
Mitglieder der paramilitärischen
Einheiten Hasched al-Schaabi be-
stattet werden, die amMittwoch in
Asdira beim Angriff von Dschi-
hadisten auf einen Militärkonvoi
getötet worden waren. AFP/nd

Kroatien unterzeichnet
Istanbul-Konvention
Zagreb. Kroatien hat amFreitag die
Istanbul-Konvention zum Schutz
von Frauen vor Gewalt ratifiziert.
Trotz Protesten konservativer
Gegner stimmte das Parlament in
Zagreb für den Schritt. Die Unter-
zeichnerstaaten der Konvention
des Europarats verpflichten sich,
jegliche Gewalt gegen Frauen und
Mädchen sowie alle Formen häus-
licher Gewalt als Verbrechen ein-
zustufen und entsprechend zu be-
strafen. 15 000 Menschen hatten
am Donnerstagabend in Split ge-
gen die Annahme der Istanbul-
Konvention demonstriert. AFP/nd

Polizei räumt besetzte
Sorbonne-Universität
Paris. Frankreichs Polizei hat am
Donnerstagabend die von rund
200 Studenten besetzte Sorbonne-
Universität in Paris geräumt. Die
Räumung sei ohne Zwischenfälle
verlaufen, so die Polizei. Die Hoch-
schulleitung erklärte, die Einsatz-
kräfte »nach drei Stunden erfolg-
loser Verhandlungen« mit den Stu-
denten angefordert zu haben. Die
Studentenproteste, die auch an-
dere Universitäten des Landes be-
treffen, richten sich gegen eine Re-
form zum Hochschulzugang. Die
Sorbonne blieb Freitag und Sams-
tag geschlossen. Sicherheitsbe-
denken seien der Grund, teilte die
Universität auf Twittermit.AFP/nd

Taiwans Marine probt
Abwehr von Angriff
Suao. Vor einem Militärmanöver
Chinas hat Taiwans Marine unter
denAugen vonPräsidentin Tsai Ing
Wen die Abwehr eines Angriffs ge-
übt. Tsai beobachtete dies am Frei-
tag an Bord eines Kriegsschiffs. Sie
zeigte sich überzeugt von der Leis-
tungsfähigkeit der Streitkräfte
Taiwans. Nächste Woche hält Chi-
na Manöver in der Formosastraße,
einer auch Taiwan-Straße ge-
nannten Meerenge zwischen Chi-
na und Taiwan ab. AFP/nd

Prozess gegen HDP-Politiker fortgesetzt
Türkei: Der Linkspolitiker Selahattin Demirtas stand am Donnerstag erneut vor Gericht

Seit November 2016 ist der bekann-
te HDP-Politiker Demirtaş inhaf-
tiert. Die Staatsanwaltschaft fordert
142 Jahre Haft, mehr als 600 Seiten
umfasst die Anklageakte. Die Justiz
spielt bei dem Prozess auf Zeit.

Von Julia Wiedemann

Erneut stand Selahattin Demirtaş,
langjähriger Co-Vorsitzender der
HDP, in der Türkei vor Gericht. Am
11. April fand der dritte Prozesstag

in Ankara statt, dem voraussichtlich
noch etliche folgen werden. Seit No-
vember 2016 ist Demirtaş inhaftiert.
Die Staatsanwaltschaft fordert 142
Jahre Haft, mehrmals lebensläng-
lich. Mehr als 600 Seiten umfasst die
Anklageakte, die Unterlagen für den
Prozesstag sogar über 11 700 Sei-
ten. Allein um diese zu lesen bräuch-
te Demirtaş fünf Jahre und vier Mo-
nate, wie er zu Beginn des Prozesses
erläuterte. Denn die Dokumente hat-
te er in CD-Form ausgehändigt be-
kommen, und im Gefängnis sind ihm
nur zwei mal zwei Stunden Compu-
ternutzung in der Woche erlaubt.
Allein dies zeigt die Absurdität des

Verfahrens. In anderen Fällen mit
ähnlichen Vorwürfen – wie Volks-
verhetzung, Propaganda für terro-
ristische Organisationen etc. – kam
es bisher zu Freisprüchen, denn Be-
weise gibt es nicht. Daher spielt die
türkische Justiz auch auf Zeit. Die
Anwälte von Demirtaş erhalten kaum
Zugang zu den Akten, das Besuchs-
recht ist immer weiter eingeschränkt
worden. Eine ausreichende Vorbe-
reitung ist für die 100 Anwälte des
Politikers unter diesen Bedingungen

nicht möglich. Prozesstermine wer-
den immer wieder verschoben.
Lange war die Medienlandschaft

voll mit Berichten über die Lage po-
litischer Gefangener in der Türkei,
über die Repression und die unfai-
ren Prozesse einer längst nicht mehr
unabhängigen Justiz. Aufhänger wa-
ren in vielen Fällen der Journalist
Deniz Yücel, oder auch die Journa-
listin Meşale Tolu – sie erwartet En-
de April ein nächster Prozesstermin.
Und die Freude über die Freilassung
von Deniz Yücel im Februar war
groß.
Doch die damit verbundene Hoff-

nung auf eine mögliche Verbesse-
rung der Lage in der Türkei ist ver-
flogen – und allmählich macht sich
Bitterkeit breit. Und die Aufmerk-
samkeit der deutschen Öffentlich-
keit hat spürbar nachgelassen. Der
Prozesstag gegen Demirtaş am Don-
nerstag ist beispielsweise in keiner
deutschsprachigen Zeitung erwähnt
worden.
Der völkerrechtswidrige Angriff

auf Afrin, die vielen toten Zivilisten,
die Hunderttausenden Vertrieben
zeigten einmal mehr den Charakter

des AKP-Regimes. Doch auch im In-
neren der Türkei geht die Repressi-
on gegen Journalisten und Opposi-
tionelle ungemindert weiter.
Seit dem Putschversuch im Juli

2016 sind 319 Journalisten verhaf-
tet worden, 180 befinden sich noch
immer im Gefängnis. Zahlreiche Me-
dien wurden verboten, oder gleich-
geschaltet. Kürzlich erst hat ein re-
gierungsnaher Medienkonzern die
größte Mediengruppe der Türkei –
die Doğan-Gruppe – übernommen.
Es gab seit dem Putsch mehr als

150 000 Entlassungen aus dem
Staatsdienst. Mehr als 5800 Akade-
miker verloren ihren Job. Über 8000
Anhänger der HDP sind seither fest-
genommenworden, viele davon noch
immer inhaftiert, darunter neun Ab-
geordnete der HDP. Gegen acht wei-
tere wurde erneut im März Anklage
erhoben, darunter die ehemalige
PDS-Europaabgeordnete und jetzige
HDP-Abgeordnete Feleknas Uca.

Julia Wiedemann arbeitet in der Bun-
desgeschäftsstelle der Linkspartei als
Referentin im Bereich Internationale
Politik.
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Maas fordert
härteren Kurs
gegen Moskau
Syrienkrieg sorgt auch in
Deutschland für Streit

Von Fabian Lambeck

Der Syrien-Konflikt spaltet auch
die Bundesrepublik. Zumindest
das politische Deutschland. Wäh-
rend die Kanzlerin eine deutsche
Beteiligung an einem Militär-
schlag gegen Syrien ausgeschlos-
sen hat, fordert ihr SPD-Außen-
minister Heiko Maas nun eine ge-
schlossene Reaktion der interna-
tionalen Gemeinschaft. Der mut-
maßliche Chemiewaffenangriff in
Syrien dürfe »nicht ohne Konse-
quenzen bleiben«, sagte er am am
Freitag bei einem Besuch in Brüs-
sel. In einem Interview mit dem
»Spiegel« warf er Russland zu-
dem vor, »zunehmend feindselig«
zu agieren. Der Saarländer plä-
diert für einen härteren Kurs ge-
genüber Moskau. Damit geht er
auf Distanz zu seinen um Aus-
gleich bemühten Vorgängern Sig-
mar Gabriel und Frank-Walter
Steinmeier.
Auch in der FDPmelden sich die

Bellizisten zu Wort. Der liberale
Außenpolitiker Alexander Graf
Lambsdorff kritisiert die klare Ab-
sage Merkels. »Ich finde es be-
dauerlich, dass die Bundeskanz-
lerin in ihrer Äußerung sofort je-
de Unterstützung an dieser Stelle
ausgeschlossen hat«, sagte der
stellvertretende Fraktionsvorsit-
zende im Bundestag am Donners-
tagabend. »Sollten unsere Partner
Unterstützung brauchen und
eventuell anfordern, dann sollte
das zumindest nicht von vorne-
herein ausgeschlossen sein.« Sein
Parteichef Christian Lindner hatte
zuvor im »Bayerischen Rundfunk«
gewarnt, dass man die Lage in Sy-
rien mit Militärschlägen nicht un-
ter Kontrolle bekommen werde.
Die Deutschen selbst sprechen

sich mehrheitlich gegen ein stär-
keres militärisches Eingreifen der
USA und ihrer Verbündeten in Sy-
rien. In der am Freitag veröffent-
lichten Umfrage des »ZDF-Polit-
barometers« gaben 58 Prozent der
Befragten an, ein solches Enga-
gement würde zu einer Verschär-
fung des Konflikts in Syrien füh-
ren. Nur sieben Prozent glauben,
dies würde zur Lösung des Kon-
flikts beitragen. Eine Beteiligung
Deutschlands an einem militäri-
schen Einsatz westlicher Staaten
lehnen 78 Prozent der Bundes-
bürger ab.
Dabei ist Deutschland indirekt

in beinahe jeden Krieg der USA
verstrickt, denn die hiesigen US-
Stützpunkte, wie die Ramstein Air
Base, sind für die weltweite
Kriegslogistik des US-Militärs un-
verzichtbar.

Moreno droht
Rebellen mit
Gewalt
Entführte ecuadorianische
Journalisten vermutlich tot

Quito. Drei von Rebellen an der
Grenze zu Kolumbien entführte
ecuadorianische Journalisten sind
wahrscheinlich tot. Der Sender
RCN erhielt am Donnerstag Fotos,
die mutmaßlich die Leichen der
Entführten zeigen, und hat diese
an die Behörden beider Länder
weitergeleitet.
Ecuadors Innenminister César Na-
vas sagte jedoch, die Beweise sei-
en nicht eindeutig. Präsident Le-
nínMoreno gab denEntführern am
Abend zwölf Stunden Zeit zu be-
weisen, dass ihre Geiseln noch am
Leben seien, und drohte andern-
falls mit militärischer Gewalt. »Wir
werden ihnen einen Kampf auf
dem Feld liefern, das sie selbst aus-
gewählt haben, undwir werden sie
besiegen.« Die Journalisten waren
am 26. März von einer Splitter-
gruppe der Ex-Guerillaorganisati-
on FARC, der Front Oliver Sinis-
terra, im Grenzgebiet zu Kolum-
bien entführt worden. dpa/nd


